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Das neue DBA Deutschland-Spanien - praxisrelevante Anderungen,
überraschende Ergänzungen und neuartige Regelungen
Prof. Dr. habil. Günther Strunk, Hamburg, und StB Willi Plattes, Mallorcal

lm folgenden Beitrag werden die wesentlichen, praxis-
relevanten Anderungen des Doppelbesteuerungs-
abkommens zwischen .Spanien.,,.und. Dqqtschland dar-
gestefft, welches voraussichtlich zum 01.01.2O12 in
Kräft treten wiid.

l. Überblick

Spanien und Deutschland haben am 3.2.201 I ein neues
Doppelbesteuerungsabkommen unterzeichnet. Das neue
DBA-Spanien wird das seit 1966 bestehende Abkommen
ablösen und soll den veränderten wirtschaftlichen Verhält-
nisse zwischen beiden Staaten besser gerecht werden. Mit
seinem Inkrafttreten ist zum 1.1.2012 zu rechnen.

Das neue Abkommen enthält eine ganze Reihe Anderun-
gen. Einige davon bedeuten eine erhebliche Verschär-
fung gegenüber der bestehenden Rechtslage.

Drei Punkte stechen dabei besonders hervor:

o Die Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaf-
ten, die in Deutschland ansässig sind und die direkt
oder auch nur indirekt über spanisches Grundver_
mögen verfügen, können unter gewissen Vorausset-
zungen in Spanien besteuert werden.

o Gewinnabhängige Erträge aus Genussrechten, par_

tiarischen Darlehen, stillen Gesellschaften oder Ge_

winnobligationen unterliegen künftig einem euellen-
steuersatzvon 15%.

Derselbe Quellensteuersatz findet Anwendung in den Fällen,
in denen eine spanische Commanditaria (vergleichbar einer
deutschen GmbH & Co. KG) Gewinne an die deutsche Mut-
tergesellschaft in der Rechtsform der GmbH & Co. KG aus_
schüttet. Während nach spanischem Steuerrecht die Com_
manditaria wie eine Kapitalgesellschaft besteuert wird, soll
hinsichtlich der Ausschüttung der Gewinne aus dieser Ge_

sellschaft nach Abkommensrecht nicht die euellensteuerre-
duzierung auf 0 % zur Anwendung kommen, sondern eine Be-
steuerung mit 15%, wie sie regelmäßig bei Streubesitzdivi_
denden zur Anwendung gelangt. Das DBA regelt explizit
diesen Quellensteuersatz, wenn der Empfänger der Dividen_
den eine deutsche Personengesellschaft ist. Diese Ande_
rung hat massive Konsequenzen für die Gestaltung von ge_
werblichen Aktivitäten deutscher Unternehmen in Spanien,
aber auch deutscher geschlossener Fonds in der Rechts_
form einer GmbH & Co. KG mit natürlichen personen ats
Kommanditisten, die Anlagen zur Gewinnung regenerativer
Energien in Spanien mittels einer Commanditaria erzielen
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wollen. Bisher werden die Einkünfte in Spanien mit dem dor-
tigen KSt-Satz besteuert und ohne weitere Quellensteuerbe-
lastung nach Deutschland ausgeschüttet. Das deutsche
Steuerrecht sieht in der spanischen Commanditaria eine

Personengesellschaft und stellt die gewerblichen Einkünfte
von der deutschen Besteuerung frei.

o lm Ergebnis bedeutet dies, dass die ausländische
Steuerbelastung definitiv für die deutschen Kom-
manditisten ist. Neben der Körperschaftsteuer auf
Ebene der Commanditaria tritt nach dem nun ver-
handelten DBA die Quellensteuer von 15% auf die
ausschüttbaren Gewinne hinzu, so dass die Gesamt-
steuerbelastung von 30% auf 40,5% steigen wird.
Das bisherige Ergebnis kann nur durch entspre-
chende Gestaltungsmaßnahmen erreicht weroen.

Daneben ergeben sich noch weitere Modifikationen bei
Ruhegehältern, Künstler- und Sportlerhonoraren und in
anderen nachfolgend genannten Bereichen.

ll. Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren
1. Dividenden

Dividenden unterliegen weiterhin einem Ouellensteu-
ersatz von 1 5 % für Streubesitzdividenden. Demgegenüber
wurde der ermäßigte Quellensteuersatz für Schachtel-
dividenden aut 5% (früher 10%) gesenkt. Voraussetzung
ist eine Beteiligung von mindestens 10% (früher 25%) am
Kapital der ausschüttenden Gesellschaft. Sind die Nut-
zungsberechtigten der Dividendenausschüttung REIT-Ge-
sellschaften oder Personengesellschaften, ist der begüns-
tigte Quellensteuersatz nicht anwendbar (s. o.). Es bleibt
bei der Quellenbesteuerung von I 5 %.

Auf Grund der europäischen Mutter-Tochter-Richtlinie
besteht im Ergebnis die (Ouellen-)Steuerbefreiung für
Dlvidenden dennoch fort, sofern Mutter- und Tochterge-
sellschaft in ihren Ansässigkeitsstaaten körperschaft-
steuerpflichtig sind. In der oben beschriebenen Kon-
stellation einer deutschen GmbH & Co. KG, die nicht
als Körperschaftsteuersubjekt anzusehen ist, scheidet
daher eine Anwendung und Begünstigung aus.

2. Zinsen
Zinsen unterliegen künftig keiner (früher 1eoÄ) euellen-
steuer mehr. Damit vollzieht das neue DBA-soanien die

I Prof. Dr. habil. Günther Strunk ist Geschäftsführender Gesellschafter
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berater und geschäftsf ührender Gesellschafter der European@accoun-
ting, Mallorca, Spanien. 4 4 3

N
F

o
r
f

o

o0

U'



I INTERNATIoNALES sTEUERREcHT

auf Grund der europäischen Zins- und Lizenzrichtlinie oh-
nehin bestehende Rechtslage nach, erweitert diese aber
auf alle denkbaren Fallvarianten und ist nicht beschränkt
auf die Zins- und Lizenzrichtlinie der EU.

Gewinnabhängige Vergütungen aus Genussrechten, par-
tiarischen Darlehen, stillen Gesellschaften oder Gewinn-
obligationen fallen dagegen nicht mehr unter die euellen-
steuerbefreiung, sofern sie bei Ermittlung des Gewinns
des Schuldners von den Einkünften abzugsfähig sind.
Hier sieht das neue DBA-Spanien im Gleichlauf mit nicht-
begünstigten Dividenden eine Ouellensteuer von 15oÄ auf
den Bruttoertrag vor.

Die Verschärfung wurde im Protokoll zum DBA-Spanien et-
was versteckt geregelt, statt sie ausdrücklich in den Zins-
artikel aufzunehmen. Dennoch entfaltet die Vorschrift die
gleiche Wirkung wie die Artikel aus dem Abkommen selbst.

Diese Kapitalertragsteuern, die nur im Land des Vergü-
tungsgläubigers anrechenbar, aber keineswegs erstat-
tungsfähig sind, können zu zusätzlichen finanziellen Belas-
tungen führen. Als Folge haben gerade Gesellschaften, die
zur Ausreichung dieser Finanzierungsinstrumente selbst
auf Fremdkapital zurückgegriffen haben, künftig eine hö-
here Gesamtsteuerbelastung zu tragen, da die Anrech-
nungsüberhänge nicht genutzt werden können.

Hinsichtlich der Ausweitung des euellensteuerrechts für
Zinsen aus partiarischen Darlehen ist zu berücksichtigen,
dass Spanien bisher nach nationalem Recht von diesem
abkommensrechtlichen Besteuerungsrecht keinen Ge-
brauch gemacht hat, im umgekehrten Fall aber nimmt
Deutschland gem. S 20 Abs. I Nr.4 ESIG eine beschränkte
Steuerpflicht für Zinsen aus partiarischen Darlehen und
stillen Beteiligungen an und lässt die Kapitalertragsteuer
im Inland einbehalten. Eine Beschränkung der Höhe der
Quellensteuer auf 0% wie für Zinsen grundsätzlich üblich
durch das DBA, wie bisher, erfolgt dann nicht mehr. Viel-
mehr kommt es zur Belastung mit Kapitalertragsteuer, die
auf den Quellensteuersatz für Streubesitzdividenden
i. H. v. 15 % beschränkt rsr.

Die Anrechnung der in Spanien einbehaltenene Kapital-
ertragsteuer i. H. v. derzeit 19 % auf die deutsche Abgel_
tungsteuer ist grundsätzlich möglich, doch ist zu beachten,
dass eine Anrechnung nur erfolgen kann, wenn die auslän_
dische Steuer keinem Ermäßigungsanspruch mehr unter-
liegt. Bei Dividendeneinküften besteht jedoch in Spanien
ein Freibetrag i. H. v. 'l 500 €. Insoweit ist die in Deutsch_
land bereits vorgenommene oder noch vorzunehmende An_
rechnung der spanischen Steuer zu korrigieren.2

3. Lizenzgebühren

Lizenzgebühren (früher 5 %) werden gleichfalls nicht
mehr an der Quelle besteuert. Auch hier wird primär der
schon bestehende Rechtszustand auf Grund der europä_
ischen Zins- und Lizenzrichtlinie in das DBA-Recht über_
tragen und auf alle übrigen Fälle ausgeweitet.
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lll. Besteuerung von lmmobilien(gesellschaften)

Eine eher überraschende Neuerung enthält das neue Ab-
kommen für die Besteuerung von Gesellschaften, die di-
rekt oder indirekt an spanischen lmmobilien beteiligt sind.

Bislang wurden die Gewinne aus der Veräußerung von
Kapitalgesellschaftsanteilen durch in Deutschland an-
sässige Gesellschafter von einer Besteuerung in Spanien
freigestellt. Dies gilt mit Ausnahme von lmmobilienge-
sellschaften auch weiterhin. Künftig erhält Spanien hie-
rauf ein Besteuerungsrecht. Der spanische Steuersatz
für solche Veräußerungen liegt bei aktuell 19 %.

Voraussetzung für das spanische Besteuerungsrecht ist,
dass die Gesellschaft, deren Anteile übertragen werden,
unmittelbar oder mittelbar mindestens 50% ihres Aktiv-
vermögens in spanischen lmmobilien hält. Gleiches gilt,
wenn die Anteile der Gesellschaft den Veräußerer unmit-
telbar oder mittelbar zur Nutzung von lmmobilien in Spa-
nien berechtigen.

Als Konsequenz der Neuregelung kann Spanien Anteils-
veräußerungen besteuern, an denen nur in Deutschland
ansässige Gesellschaften involviert sind, sofern die über-
tragene Gesellschaft direkt oder indirekt Anteile an Ge-
sellschaften mit addiert ausreichend spanischem tmmo-
bilieneigentum hält.

Eine Anrechnung der spanischen Steuer in Deutschland
ist zwar grundsätzlich vorgesehen. Nur läuft diese An-
rechnung bei Körperschaften als Veräußerern ins Leere.
Gewinne aus der Veräußerung von Kapitalgesellschafts-
anteilen sind für Körperschaften steuerbefreit. Die spa-
nische 19 %-Steuer führt in diesen Fällen zu einer echten
Mehrbelastu ng.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt es sich, die Betei-
ligungsstruktur rechtzeitig anzupassen, um ohne die spa-
nische Sondersteuer solche Anteile veräußern zu können.
Hierfür bieten sich Umstrukturierungen unter Einschal-
tung ausländischer Holdinggesellschaften ausgewählter
Staaten genauso an, wie das gezielte Absenken der 50 %-

lmmobilienquote im Aktivvermögen der Zielgesellschaft,
die übertragungsfähig gemacht werden soll.

lV. Sonstiges

Zusätzlich enthält das Abkommen eine Vielzahl weiterer
Anderungen, die nachstehend nur kurz angerissen wer-
den sollen:

Renten und Ruhegehälter: Rentenzahlungen auf Grund
Sozialversicherungsrechts und auf Basis geförderter Beiträ_
ge, wie etwa die Riester- oder Rüruprente, können zeitlich
gestaffelt ab 2015 auch in Deutschland mit einer Ouellen_
steuervon anfangs 5% und ab 2030 j0% belastet werden.

Nicht-Residentensteuer: Ausgenommen vom Abkom_
mensschutz des neuen DBA-Spanien sind Stpfl., die für
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die spanische Nichtresidentensteuer optiert haben. Dies

trifft insbesondere die Personen, die eigentlich in Spa-

nien ansässig sind, steuerliche Vergünstigungen bean-

tragen und in Anspruch nehmen, die ungeachtet dieses
Umstandes eine Besteuerung als beschränkt Stpfl. mit
einem niedrigeren Einkommensteuersatz gewähren. In

diesem Fall, der auch unter dem Begriff der ,,lex beck-
ham" in der Literatur bekannt wurde, sollen die Regelun-
gen der Artikel 6 bis 22 des DBA-Spanien nicht mehr zur
Anwendung kommen. Die sich hieraus ergebenden Kon-

sequenzen können im Einzelfall so dramatisch sein, dass
eine Inanspruchnahme der Vergünstigung nach spa-
nischem Steuerrecht nicht zu emofehlen ist.

Wegzugsbesteuerung: Natürliche Personen, die min-
destens fünfJahre in Spanien oder Deutschland ansässig
waren, können bis zu fünf Jahre nach ihrem Wegzug für
spätere Veräußerungsgewinne aus der Veräußerung von

Kapitalgesellschaftsanteilen in diesem Staat besteuert
werden. Damit enthält das neue DBA-Spanien künftig
eine eigene Vorschrift zur Wegzugsbesteuerung neben
dem weiterhin umstrittenen g 6 ASIG. Unklar sind jedoch
die Folgen dieser Vorschrift, da das deutsche Besteue-
rungsrecht zur Wegzugsbesteuerung nach allgemein
anerkanntem Verständnis in der Literatur in der letzten
logischen Sekunde vor der Aufgabe der unbeschränkten
Steuerpflicht erstarkt und zur Vermeidung unbilliger Här-
ten eine Steuerstundung gewährt wird. Diese kann je-
doch nach dem hier vertretenen Verständnis nicht nach
Ablauf von fünf Jahren ohne Versteuerung auslaufen.

Künstler und Sportler: Künftig behält das Tätigkeitsland
bei Einkünften aus einer von einem Künstler oder Sportler
ausgeübten Tätigkeit ein Besteuerungsrecht, auch wenn
die Honorare einer anderen Person oder Gesellschaft zu-
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Systematische Grundlagen und praktische Anwendungsfälle
der,,Steuerhinte rzaeh ung auf Zeit"

RA Dr. Martin Wulf. Berlinl

Für die Strafzumessung bei der Steuerhinterziehung
kommt es maßgeblich auf die betragsmäßige Höhe der
Steuerhinterziehung an. Strafveiteidigung im Steuer-
slrafrecht ist vielfach .strafzumessuhgsverteidigung,,:
{lrnsthäft)rbestritten,wir{ ia.fligsen Fällen nicht die
Existenz einer Straftat, sondern vorrangig deren straf-
rechtliches 

9:*,i"n,,d.h. 
etwa die Anzahl der begange-

.nen und verfolgbaren Taten oder deren Unrechtsgehalt.
Vorgetragen werden insbesondere Einwände gegen die
Existenz und Höhe der streitigen Steueransprüche. Zu
berücksichtigen sind aber selbstverständlich auch die
Einwände, die sich jenseits der stduerlichen Fragen aus
der Betrachtung des Falls unter spezifisch steuerstraf-

rechtlichem Blickwinkel ergeben. Hierzu zählt insbeson-
derö das Argument der "steuerhinterziehung auf Zeit".
Denn der strafrechtlich relevänte Schaden orientiert
sich bei Vorliegen dieser Fallgruppe nicht an dem Nenn-
betrag der verkürzten Steuer, sondern lediglich an dem
für den Staat entstandenen Zinsverlust. Die systemati-
schen Grundlagen und die typischen Fallgruppen einer
solchen Argumentation sollen nachfolgend zusammen-
fassend beschrieben weiden.

Der Autor ist Partner im Berliner Büro der Kanzlei Streck Mack Schwed-
helm, Rechtsanwälte und Fachanwälte für Steuerrecht, Köln/Berlin/
München. 4 4 5
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fließen. Hiermit folgt das DBA Deutschland-Spanien ledig-

lich der OECD-Regelung des Art. 17 Abs.2 OECD-MA. Aus

deutscher Sicht wird der Besteuerungsanspruch Deutsch-

lands nach S49 Abs.1 Nr.2 Buchst.d ESIG nicht mehr

durch das Abkommensrecht beschränkt.

Anrechnung statt Freistellung in Spanien: In Spanien

ansässige Stpfl. können die deutsche Steuer auf Auf-
sichtsratsvergütungen, Künstler- und Sportlerhonorare
aus Tätigkeiten in Deutschland nur noch auf die spa-

nische Steuer anrechnen. Eine Freistellung ist für solche

Fälle von spanischer Seite nicht mehr vorgesehen.

V. Fazit

Das DBA-Spanien weist eine Vielzahl von z.T. recht über-
raschenden Neuerungen und Anderungen gegenüber dem

bisherigen DBA auf. Zum Teil handelt es sich um notwen-

dige Reflexe geänderter nationaler Steuergesetzgebung,

wie z. B. bei der Rentenbesteuerung. Zum anderen handelt
es sich aber um Steuerverschärfungen, die entweder offen
(2.8. beim Ouellensteuersatz bei Personengesellschaften

als Empfänger) oder im Protokoll verdeckt (Streubesitzdivi-

denden auf Einkünfte aus oartiarischen Darlehen) auf-
genommen wurden. Aber auch die Neuerung bei lmmobi-
liengesellschaften zeigt, dass erheblicher Handlungsbedarf
vor Inkrafttreten des neuen DBA voraussichtlich zum

1.1.2Q12 besteht. Insbesondere müssen in derVergangen-
heit als zutreffend und geeignet angesehene Gestaltungen
auf die Neuregelungen hin überprüft werden. Hier sind ins-

besondere auch die Steuerberatungskolleginnen und -kolle-
gen gefordert, um haftungsbegründende Fehler zukünftig
zu vermeiden. Der Beitrag kann aber eine Detailprüfung im

konkreten Einzelfall nicht ersetzen und nur die Brennpunkte
der zukünftigen Beschäftigung beleuchten.
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